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und auch zivilgesellschaftliche Initiativen gegen Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus-und,
antimuslimischer Rassismusund andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit besser
unterstutzen. Beratungsstellen starken wir ebenso wie die Bildungsarbeit flir Demokratie und Vielfalt
sowie den Schutz zivilgesellschaftlicher Organisationen im digitalen Raum. Wir setzen das
Handlungskonzept gegen antimuslimischer Rassismus, Antisemitismus, Rassismus und
Rechtsextremismus konsequent weiter um,

Wir entwickeln eine ressortubergreifende Landesstrategie gegen antimuslimischen Rassismus und
verankern sie systematisch in den bestehenden Landesprogrammen, insbesondere im
Handlungskonzept. Unabhangige Beratungs- und Unterstitzungsstrukturen fordern wir langfristig und
verlasslich und starken die Selbstorganisation und Community-Arbeit muslimischer Communities. Dabei
berlicksichtigen wir mit gezielten MaRnahmen die besondere Betroffenheit muslimischer Frauen und
mehrfach marginalisierter Menschen.

Begriindung

Antimuslimischer Rassismus ist in Nordrhein-Westfalen alltagliche Realitat. Er zeigt sich in
Beleidigungen und Ubergriffen, in Diskriminierung auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt, in Schulen
und Behorden sowie in der digitalen Hetze. Betroffen sind nicht nur glaubige Muslime, sondern alle, die
als muslimisch wahrgenommen werden. Die Landespolitik hat diese Problemlage bislang nicht mit
einem eigenen, systematischen Ansatz beantwortet. Wirksame Bekampfung braucht strukturelle und
institutionelle Mafinahmen, nicht nur Sensibilisierung. Appelle und einzelne Informationsangebote
reichen nicht aus, wenn Diskriminierung in Ablaufen, Routinen und Zustandigkeiten verankert ist.

Eine ressortibergreifende Landesstrategie tragt dem Rechnung. Antimuslimischer Rassismus betrifft
Bildung, Inneres, Soziales, Arbeit, Wohnen, Gesundheit und Justiz gleichermaRen. Ohne gemeinsame
Zielsetzung, klare Zustandigkeiten und uUberprifbare MaRnahmen bleibt es bei Einzelinitiativen, die
nebeneinander herlaufen. Die systematische Verankerung in den bestehenden Landesprogrammen,
insbesondere im Handlungskonzept gegen Antisemitismus, Rassismus und Rechtsextremismus,
vermeidet Doppelstrukturen, nutzt vorhandene Erfahrungen und stellt sicher, dass antimuslimischer
Rassismus als eigenstandige Erscheinungsform des Rassismus anerkannt und bearbeitet wird. Das ist
ein Gebot der Gleichbehandlung, denn andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit
werden bereits mit eigenen Konzepten adressiert.

Betroffene brauchen zudem Anlaufstellen, denen sie vertrauen. Unabhdngige Beratungs- und
Unterstitzungsstrukturen erfassen Vorfalle, begleiten Betroffene und machen das tatsachliche Ausmaf
sichtbar, das in amtlichen Statistiken haufig unterzeichnet bleibt, weil viele Taten nicht angezeigt
werden. Damit diese Strukturen Wirkung entfalten, brauchen sie langfristige und verlassliche Férderung.
Projektforderungen mit kurzen Laufzeiten bedeuten standige Unsicherheit, Personalwechsel und den
Verlust aufgebauten Vertrauens.

Ebenso wichtig ist die Starkung der Selbstorganisation und Community-Arbeit muslimischer
Communities. Sie kennen die Lebenslagen vor Ort, geniefien Vertrauen und erreichen Menschen, zu
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denen staatliche Stellen oft keinen Zugang finden. Wer Betroffene zu Beteiligten macht, erhoht die
Wirksamkeit der Manahmen und starkt zugleich die demokratische Teilhabe.

Schliefdlich berlicksichtigt der Antrag, dass Diskriminierung nicht alle gleich trifft. Muslimische Frauen,
insbesondere Kopftuchtragerinnen, erleben antimuslimischen Rassismus haufig in Verbindung mit
Sexismus und sind besonders von Benachteiligung in Ausbildung, Beruf und o6ffentlichem Raum
betroffen. Das Gleiche gilt fur Menschen, die zusatzlich aufgrund ihrer Herkunft, einer Behinderung,
ihrer sexuellen Orientierung oder ihres Aufenthaltsstatus marginalisiert werden. Gezielte Mafinahmen
sind hier keine Sonderbehandlung, sondern die Voraussetzung daftir, dass Schutz und Unterstiitzung
tatsachlich alle erreichen.

Unterstiitzer*innen

Anas Al-Quraan (KV Dusseldorf); Yasemin Dogan (KV Kéln); Svenja Kruse-Glitza (KV Dusseldorf); Sabine
Yindem (KV Remscheid); Anne Sommer (KV Dusseldorf); Ali Bas (KV Warendorf); Petra Balje (KV
Gelsenkirchen); Jannis Oppermann (KV Kdln); Jonas Schlinkert (KV Bonn); René Adiyaman (KV Ennepe-
Ruhr); Nelli Foumba Soumaoro (KV Hamm); Eva Christiane Kuzu (KV Bonn); Paul Hendrik Hofmann (KV
Dusseldorf); Kai Echelmeyer (KV Kéln); Frank Beckert (KV Borken); Ahmet Edis (KV Kdln); Semih Altan
(KV Monchengladbach); Janina Weser (KV Remscheid); lkram Kabchi (KV Duisburg)

Seite 2



	WP-06-164 Ein Land der Vielfalt
	Änderungsantrag zu WP-06
	Von Zeile 163 bis 168:

	Begründung
	Unterstützer*innen


